
Stellungnahme des Bundesausschusses Friedensratschlag 
 
zum Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP 
 
Der gerade vorgestellte Koalitionsvertrag von SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen signalisiert, die 
Außen- und Militärpolitik der scheidenden Koalition von CDU/CSU und SPD wird im Wesentlichen 
weitergeführt. Nach diesem Koalitionsvertrag soll die Aggression und Einkreisung Russlands und  
Chinas verschärft werden. Die Auslandseinsätze der Bundeswehr werden – trotz der Afghanistan-Er-
fahrungen – fortgesetzt. Unter der Losung „Durchsetzung der regelbasierten internationalen Ord-
nung“ droht die Ausweitung der Kriegseinsätze besonders in Afrika und im Osten und Südosten Euro-
pas. Die Charta der Vereinten Nationen wird weiter demoliert. Beim Thema Frieden haben SPD und 
Bündnis90/Die Grünen offensichtlich frühere Prinzipien über Bord geworfen.  
 
Atomwaffen werden in Deutschland weiterhin einsatzbereit gelagert, die „atomare Teilhabe“ bleibt 
Teil der offensiven Kriegsführungsstrategie. Es wird keinen Beitritt zum Atomwaffenverbotsvertrag 
geben und auch Rüstungsexporten wird kein klarer Riegel vorgeschoben. Mit diesem Vertrag sollen 
die Aufrüstungspolitik und die 2-Prozent-Forderung der NATO, die weitere EU-Militarisierung und die 
Beschaffung bewaffneter Drohnen für die Bundeswehr realisiert werden. Die Einigung auf Anschaf-
fung bewaffneter Drohnen ist eine friedenspolitische Katastrophe. Klimaschutz spielt beim Militär 
keine Rolle. 
 
Dass nach dem Koalitionsvertrag Deutschland  „künftig für einen „vernetzten und inklusiven Ansatzes 
langfristig drei Prozent seines Bruttoinlandsprodukts in internationales Handeln investiert“, und „so 
seine Diplomatie und seine Entwicklungspolitik stärkt und seine in der NATO eingegangenen Ver-
pflichtungen erfüllt“, signalisiert, dass mit allen Mitteln eine militarisierte Globalstrategie betrieben 
werden soll. 
 
Die Friedensbewegung fordert erneut einen wirklichen Politikwechsel:   
 
*         Abrüsten statt Aufrüsten, Frieden und Kooperation, das geht nur mit einer neuen Entspan-
nungspolitik und internationaler Zusammenarbeit.    
 
*         Rüstungsexporte müssen verboten werden, bewaffnete Drohnen und Atomwaffen verschwin-
den; die Bundeswehr muss die Auslandseinsätze beenden.    
 
*         Statt Kriegspropaganda und Militarisierung fordern wir  Zukunftsinvestitionen für eine interna-
tionale, gemeinsame Sicherheit  
 
Dafür werden wir weiter eintreten und neue Mitstreiterinnen und Mitstreiter gewinnen.   
 
 
Frankfurt, den 27.11.2021 


